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I. Allgemeines 

1. Ministerkomitee 

Das Ministerkomitee hielt seine 78. Sitzung am 23./ 
24. April 1986 unter Vorsitz des irischen Außenmini- 
sters Barry ab. Außer zu ihrem formellen Treffen 
kamen die Minister auch zu einer informellen Be- 
gegnung zusammen. Mitglieder des Ministerkomi- 
tees nahmen an der Aussprache der Parlamentari- 
schen Versammlung über den Fortschritt des euro- 
päischen Aufbaus teil. Die deutsche Delegation 
wurde von Staatsminister Möllemann geleitet. 

Parallel zur Sitzung des Ministerkomitees fand ein 
Treffen der Politischen Direktoren statt. 

Das Ministerkomitee behandelte bei seiner formel- 
len Sitzung aktuelle politische Angelegenheiten wie 
Fragen der West-Ost-Beziehungen, des KSZE-Pro- 
zesses, Mittelamerikas, der europäischen Zusam- 
menarbeit sowie der Terrorismusbekämpfung. Es 
wurde beschlossen, noch im Jahr 1986 eine Konfe- 
renz der für die Terrorismusbekämpfung zuständi- 
gen Fachminister zu veranstalten. Das Minister- 
komitee verabschiedete Entschließungen über die 
kulturelle Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten so- 
wie über den Neubau eines Menschenrechtsgebäu- 
des. 

Auf deutsch-britischen Antrag hin entschied es, daß 
die Türkei den stellvertretenden Vorsitz und Vorsitz 
im Ministerkomitee nachholt. Bei der informellen 
Sitzung sprachen die Minister über die West-Ost-Be- 
ziehungen, den KSZE-Prozeß, über Mittelamerika 
sowie über Fragen der Asylgewährung. 

Der Vorsitz im Ministerkomitee ging mit Ablauf der 
78. Sitzung auf Italien über, den stellvertretenden 
Vorsitz übernahm die Türkei. 

Das Komitee der Ministerbeauftragten, welches na- 
mens des Ministerkomitees zwischen dessen Sitzun- 
gen berät und beschließt, hielt im Berichtszeitraum 
fünf Sitzungen ab (395. bis 399. Sitzung) und verab- 
schiedete u.a. fünf Empfehlungen zu den Themen 
Urheberrecht und Kulturpolitik, Schutz von Wirbel- 
tieren, öffentliche Plätze in Städten, praktische An- 
wendung der Europäischen Auflieferungskonven- 
tion und Maßnahmen zur Arbeitslastverringerung 
von Gerichten. 

Als Rechtsprechungsorgan der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention (EMRK) entschied das Ko- 
mitee der Ministerbeauftragten in sechs Fällen 
durch Entschließung nach Artikel 32 EMRK und 
stellte in drei Fällen die Erledigung durch Entschlie- 
ßung nach Artikel 54 EMRK fest. 

2. Parlamentarische Versammlung 

Die Parlamentarische Versammlung tagte im Rah- 
men des 1. Teils ihrer 38. ordentlichen Sitzungs- 
periode vom 21. bis 25. April 1986. Der 2. Teil fand 
vom 17. bis 25. September 1986 statt. Sie veranstal- 
tete ihre sogenannte Mini-Session in Istanbul vom 
30. Juni bis 7. Juli 1986. 


Zu Beginn des 1. Teils der 38. Sitzungsperiode 
wählte die Versammlung nach Ablauf der Amtszeit 
ihres bisherigen Präsidenten Ahrens (D) ihr Mit- 
glied Jung (F) zum neuen Präsidenten. Als Nachfol- 
ger des aus Altersgründen aus dem Amt scheiden- 
den Kanzlers Priestman (GB) wählte die Versamm- 
lung auf der Herbstsitzung mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1987 den bisherigen stellvertretenden Kanzler 
Klebes (D). 

Als Vorsitzender des Ministerkomitees erstattete 
während des 2. Teils der 38. Sitzungsperiode der ita- 
lienische Außenminister Andreotti satzungsgemäß 
den Bericht des Ministerkomitees. Der Minister 
stellte sich im Anschluß an seine Berichterstattung 
den Abgeordneten zu Fragen. 

Während des 1. Teils der 38. Sitzungsperiode befaßte 
sich die Parlamentarische Versammlung mit Fragen 
von politischer Aktualität wie Maßnahmen gegen 
den Terrorismus. Aufgrund des Berichts der Co- 
lombo-Kommission wurde erstmals eine Europa-De- 
batte in Anwesenheit von Außenministern aus Mit- 
gliedstaaten veranstaltet. Die Versammlung verab- 
schiedete Empfehlungen u. a. zur Überalterung der 
Bevölkerung, zum besseren Verstehen der ethni- 
schen Gemeinschaften und zur Bewahrung der wild- 
lebenden Fauna. Sie faßte eine Entschließung zum 
Demokratisierungsprozeß in der Türkei. 

Bei der sogenannten Mini-Sitzung in Istanbul fand 
ein Hearing zur Lage der türkischen Minderheiten 
in Bulgarien statt. Die sozialistische Fraktion veran- 
staltete eine Anhörung zum Demokratisierungs- 
prozeß in der Türkei. 

Der frühere italienische Außenminister Colombo 
legtebei einer Sitzung des Gemischten Ausschusses 
(Ministerkomitee/Versammlung) den Schlußbericht 
der nach ihm benannten Kommission zur Intensi- 
vierung der Arbeit des Europarates und der Zusam- 
menarbeit zwischen Europa und EG vor. 

Während des 2. Teils der 38. Sitzungsperiode verab- 
schiedete die Parlamentarische Versammlung u. a. 
Empfehlungen zur Lage der deutschen Minderheit 
in der Sowjetunion, zum Schutz menschlicher Em- 
bryonen, zum transalpinen Verkehr, zum Kampf ge- 
gen Waldbrände, zum europäischen sprachlichen 
und literarischen Erbes, zum Schutz des kulturellen 
Erbes vor Katastrophen, zum internationalen Ver- 
brechen sowie zum Boxsport. Sie verabschiedete 
Entschließungen u. a. zum internationalen Terroris- 
mus, zu Ost-West-Beziehungen, zur Lage im Libanon 
und zur Schuldensituation der Entwicklungsländer 
und führte eine Dringlichkeitsdebatte zur Frage der 
Asylgewährung. 


II. Politische Fragen 

1. Fragen des Verhältnisses von Mitgliedstaaten 
untereinander sowie zur Organisation 

Die Frage der Nachholung der türkischen Präsident- 
schaft im Ministerkomitee wurde durch den Be- 
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Schluß des Ministerkomitees erledigt, der Türkei ab 
April 1986 den stellvertretenden Vorsitz und ab No- 
vember 1986 den Vorsitz im Ministerkomitee zu 
übertragen. 

Das Verhältnis der beiden Bevölkerungsgruppen 
auf Zypern wurde durch die Anfechtung des Man- 
dats der griechisch-zyprischen Delegation in der 
Parlamentarischen Versammlung aufgeworfen. 

Das Ministerkomitee faßte den Grundsatzbeschluß 
zur Errichtung eines neuen Gebäudes für die Men- 
schenrechtsinstitutionen in Straßburg. 

2. Fragen des Verhältnisses von Mitgliedstaaten 

oder der Organisation zu Drittstaaten oder zu anderen 
Organisationen 

Ministerkomitee und Parlamentarische Versamm- 
lung befaßten sich auf der Grundlage des Colombo- 
Berichts grundsätzlich und in bezug auf Einzelfra- 
gen mit den Beziehungen zur Europäischen Ge- 
meinschaft. 

Der Generalsekretär veranstaltete gemeinsam mit 
dem Madrider Lateinamerika-Institut vom 3. bis 
5. Juni 1986 ein Lateinamerika- Kolloquium, welches 
besonders axif lateinamerikanischer Seite hochran- 
gig wahrgenommen wurde; u. a. kamen mehrere frü- 
here Staatspräsidenten sowie amtierende und frü- 
here Außenminister. Auf europäischer Seite nah- 
men zeitweise Staatsminister Möllemann, sowie die 
Staatssekretäre Bariani (F), Fiore (I) und Schori (S), 
teil. 

Parlamentarische Versammlung und Ministerkomi- 
tee behandelten Fragen, welche die Beziehungen zu 
den arabischen Staaten betreffen. 

Das Ministerkomitee sprach den im 3-Jahres- Ab- 
stand verliehenen Menschenrechtspreis dem argen- 
tinischen Präsidenten Alfonsin und dem früheren 
österreichischen Justizminister Broda zu. 

Der israelische Ministerpräsident Peres und der 
österreichische Bundeskanzler Sinowatz erhielten 
Gelegenheit, vor der Parlamentarischen Versamm- 
lung zu sprechen. 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen Perez 
de Cuellar stattete dem Europarat einen Besuch ab. 

Das Ministerkomitee stimmte dem Beitritt Jugosla- 
wiens zur Europäischen Kulturkonvention zu. 

3. Sonstige, Fragen politischer Natur 

Im Komitee der Ministerbeauftragten fand bei An- 
wesenheit von Experten je ein Meinungsaustausch 
über VN- sowie über KSZE- Fragen statt. 


III. Aus der Tätigkeit des Europarats in seinen übrigen 
Aufgabenbereichen 

1. Menschenrechtsfragen 

Das Ministerkomitee faßte in seiner 78. Sitzung am 
23. April 1986 einen Grundsatzbeschluß über die Er- 


richtung eines neuen Menschenrechtsgebäudes und 
eine provisorische Übergangslösung, die den zur 
Axifrechterhaltung der Arbeitsfähigkeit von Ge- 
richtshof und Kommission notwendigen Raumbe- 
darf sicherstellen soll (Resolution (86) 4). 

Der Lenkungsausschuß für Menschenrechte hat in 
seiner 19. Sitzung im Mai 1986 den Entwurf einer 
Empfehlung über Kriegsdienstverweigerung aus 
Gewissensgründen verabschiedet und an das Mini- 
sterkomitee überwiesen. 

Im Berichtszeitraum hat der Europäische Gerichts- 
hof für Menschenrechte drei Urteile in gegen die 
Bundesrepublik Deutschland gerichteten Beschwer- 
den erlassen: 

In dem Urteil in der Sache Deumeland vom 29. Mai 
1986 hat der Gerichtshof mit 9 gegen 8 Stimmen 
entschieden, daß Streitigkeiten über Ansprüche aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung als „civil rights“ 

1. S. des Artikels 6 Abs. 1 EMRK anzusehen sind und 
festgestellt, daß dieses Recht wegen der überlangen 
Dauer des Berufungsverfahrens vor dem Landesso- 
zialgericht verletzt worden ist. 

In den Urteilen in den Sachen Glasenapp und Ko- 
siek vom 28. August 1986 ging es darum, ob die 
Entlassung von Beamten auf Probe mit der in Arti- 
kel 10 EMRK garantierten Meinungsfreiheit verein- 
bar ist. An der Verfassungstreue dieser Beamten auf 
Probe bestanden Zweifel wegen Unterstützung der 
Politik der ehemaligen marxistischen KPD bzw. Be- 
stätigung in führenden Funktionen in der NPD und 
Veröffentlichungen, in denen die nationalsoziali- 
stische Gewaltherrschaft verharmlost und fragwür- 
dige rassentheoretische Auffassungen vertreten 
wurden. Der Gerichtshof hat mit 16:1 Stimmen ent- 
schieden, daß es im Kern um Fragen des Zugangs 
zum öffentlichen Dienst geht, der nicht in der Kon- 
vention garantiert ist. Die Forderung der Verfas- 
sungstreue als Voraussetzung für die Aufnahme in 
den öffentlichen Dienst sei nicht unvereinbar mit 
der Europäischen Menschenrechtskonvention. Was 
die von den Beschwerdeführern behauptete Verlet- 
zung ihres Rechts auf Meinungsfreiheit angehe, so 
hätten die zuständigen deutschen Behörden, als sie 
den Beschwerdeführern die Anstellung verweigert 
haben, lediglich deren Auffassungen und Verhalten 
bei der Prüfung berücksichtigt, ob sie die notwen- 
dige persönliche Qualifikation für das in Frage kom- 
mende Dienstverhältnis besitzen. Dies sei kein Ein- 
griff in die in Artikel 10 EMRK garantierte Mei- 
nungsfreiheit, der somit auch nicht verletzt worden 
sei. 

Die Bundesrepublik Deutschland erneuerte ihre Un- 
terwerfungserklärungen nach Artikel 25 und 46 der 
EMRK. 

2. Soziale Fragen und öffentliches Gesundheitswesen 

Im Juli d. J. hat das Sekretariat des Europarats die 
Ergebnisse der Prüfung der Staatenberichte über 
die innerstaatliche Anwendung der Europäischen 
Sozialcharta vom 18. Oktober 1961 durch den „Aus- 
schuß der Unabhängigen Sachverständigen für die 
Europäische Sozialcharta“ für eine Gruppe von Ver- 
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tragsstaaten, darunter auch die Bundesrepublik 
Deutschland, vorgelegt; sie beziehen sich auf den 
9. Überwachungszyklus, den Zeitraum vom 1. Ja- 
nuar 1982 bis 31. Dezember 1984. Durch seine soge- 
nannte „Conclusions“ bestätigte der Ausschuß, daß 
die Bundesrepublik Deutschland ihre Verpflichtun- 
gen aus der Europäischen Sozialcharta in einem 
sehr weitgehenden Maße erfüllt. Im weiteren Ver- 
fahren der Prüfung der Staatenberichte werden 
auch die Parlamentarische Versammlung des Euro- 
parats und der Regierungsausschuß für die Euro- 
päische Sozialcharta ihre Stellungnahmen zu den 
Staatenberichten abgeben; abschließend wird das 
Ministerkomitee des Europarats darüber zu ent- 
scheiden haben, inwieweit einzelnen Vertragsstaa- 
ten eine weitergehendere Erfüllung ihrer Vertrags- 
pflichten empfohlen wird. 

Zur Verbesserung des Erfahrungsaustausches auf 
dem Gebiet der Sozialarbeit führt der Europarat ein 
Stipendienprogramm für Angehörige sozialer Be- 
rufe durch, in dessen Rahmen 1986 79 Personen zu 
mehrwöchigen Studien ausgewählter sozialer The- 
men in andere Länder reisen. Hieran werden aus 
der Bundesrepublik Deutschland vier im Sozialbe- 
reich tätige Personen teilnehmen; sieben auslän- 
dische Sozialstipendiaten werden in der Bundesre- 
publik Deutschland zu Gast sein. 

Am 30. September und 1. Oktober 1986 fand auf Ein- 
ladung des Generalsekretärs des Europarats in 
Straßburg ein Meinungsaustausch von Sachverstän- 
digen über Armut in Europa statt. Als Studienthema 
für das Gruppenstipendium des Europarates für 
1987/88 wurde vom Ausschuß für Soziale Angelegen- 
heiten (CDSO) das Thema „Schutz der Heimarbeiter 
(innen)“ ausgewählt. 

Aus dem Bereich des Teilabkommens für öffentli- 
ches Gesundheitswesen ist dem Komitee der Mini- 
sterb auf tragten eine Resolution über die „Sichere 
Verwendung von Desinfektionsmitteln im Bereich 
der Lebensmittelhygiene“ zur Verabschiedung zu- 
geleitet worden. Außerdem hat der Gesundheitsaus- 
schuß eine Grundsatzdiskussion über die Möglich- 
keiten zur Straffung bzw. Neuorientierung seiner 
Arbeiten sowie Prioritätensetzung bei den Aktivi- 
täten der nachgeordneten Expertenausschüsse ein- 
geleitet. 

Aus dem Bereich der Europäischen Arzneibuch- 
Kommission wurde die Resolution AP-CSP (86) 1 
verabschiedet, die die Inkraftsetzung berstimmter 
Monographien zum 1. Juli 1986 in den Mitgliedstaa- 
ten vor schreibt. Der Band 10 der 2. Ausgabe des Eu- 
ropäischen Arzneibuches ist erschienen. Die Arbei- 
ten an einem eigenen Reagenzienband für die 

2. Ausgabe ist abgeschlossen. Die 1. Ausgabe des Eu- 
ropäischen Arzneibuches soll nunmehr insgesamt 
zum 1. Juli 1987 durch die 2. Ausgabe abgelöst wer- 
den. 

3. Jugend- und Frauenfragen 

Im Europäischen Jugendzentrum wurden im Be- 
richtszeitraum 14 Seminare abgehalten, an denen 
623 Jugendliche (davon 65 Deutsche) teilnahmen. 
Themenschwerpunkte waren: Europa und die Dritte 


Welt, Interkulturelles Lernen, Rassismus und Ju- 
gendaustausch. 

Das Europäische Jugendwerk förderte im Berichts- 
zeitraum mit 3,635 Mio. FF insgesamt 51 Maßnah- 
men internationaler Jugendorganisationen, an de- 
nen 3 200 Personen (davon 293 Deutsche) teilgenom- 
men haben (drei dieser Maßnahmen fanden in der 
Bundesrepublik Deutschland statt). 

Der Ad-hoc-Ausschuß der Jugendexperten (CAHJE) 
beriet in seiner Sitzung vom 14. bis 16. April 1986 die 
Empfehlungen der ersten Jugendministerkonferenz 
(Dezember 1985) und erarbeitete konkrete Vor- 
schläge für ihre Umsetzung. Er traf sich nochmals 
am 12./ 13. Juni 1986 in Brüssel, um mit Vertretern 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
den Vorschlag der Kommission über ein Jugendaus- 
tauschprogramm der EG „YES for Europe“ zu erör- 
tern. 

Auf einer Sitzung des zwischenstaatlichen Aus- 
schusses des Europäischen Jugendwerkes am 
11. September 1986 wurde der Tätigkeitsbericht 
1985/86 behandelt sowie die Bereitstellung der erfor- 
derlichen Haushaltsmittel für die geplanten Aktivi- 
täten 1987 erörtert. 

Der Ausschuß für die Gleichberechtigung zwischen 
Mann und Frau hat auf seiner 5. Sitzung vom 27. bis 
30. Mai 1986 einen umfassenden Katalog an Vor- 
schlägen für Aktivitäten des Europarats und der 
Mitgliedstaaten beschlossen, der im Sinne der 
Frauen-Ministerkonferenz vom März 1986 die 
Gleichberechtigung beider Geschlechter sowohl im 
Bereich des Europarates und seiner Institutionen 
als auch in den Mitgliedstaaten vorantreiben soll. 

Zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang Maß- 
nahmen und Untersuchungen zu folgenden The- 
menbereichen: 

— Bekämpfung des Sextourismus 

— Gewalt gegen Frauen, insbesondere Vergewalti- 
gung in der Ehe 

— Politische Partizipation von Frauen 

— Frauen in Führungspositionen 

— Frauen in den Medien 

— Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

— Bildung und Erziehung 

— Frau und Gesundheit. 

Vom 10. bis 12. September 1986 fand in Athen eine 
Tagung des Ausschusses für die Gleichberechtigung 
zwischen Mann und Frau mit Vertretern der Ständi- 
gen Konferenz der Europäischen Gemeinden und 
Regionen zum Thema „Frauen im regionalen politi- 
schen Leben“ statt. 

4. Kultur, Bildung, Forschung, Sport 

Das Ministerkomitee verabschiedete auf seiner Sit- 
zung am 24. April 1986 Resolution (86) 3 zur „Euro- 
päischen Kulturellen Zusammenarbeit“. Die Resolu- 
tion ist Ergebnis der von den Ministern auf ihrer 
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69. Sitzung (November 1981) initiierten Bestandsauf- 
nahme der Kulturarbeit des Europarats. Wichtige, 
von der Bundesregierung nachdrücklich befürwor- 
tete Elemente der Resolution sind die Absicht, die 
vom Ministerkomitee formulierten politischen Vor- 
gaben in der Arbeit des Kulturlenkungsausschusses 
(CDCC) stärker zur Geltung zu bringen sowie die 
Bekräftigung von Resolution (85) 6 vom 25. April 
1985 zur europäischen kulturellen Identität. Ziel die- 
ser seinerzeit von der Bundesregierung eingebrach- 
ten Resolution ist eine verstärkte Zusammenarbeit 
der Mitglieder des Europarats mit den Staaten Mit- 
tel- und Osteuropas. 

Am 22. Mai verabschiedete das Komitee der Mini- 
sterbeauftragten die vom CDCC vorbereitete Reso- 
lution (86) 9 zu „Urheberrecht und Kulturpolitik“. 

Die Bedingungen des Beitritts Jugoslawiens zur Eu- 
ropäischen Kulturkonvention waren wiederholt Ge- 
genstand von Beratungen im Komitee der Minister- 
beauftragten. 

Vom 17. bis 20. Juni 1986 fand in Florenz die 50. Sit- 
zung des CDCC statt. Anlaß der Verlegung von 
Straßburg nach Florenz war die Veranstaltung „Flo- 
renz — Europäische Stadt der Kultur 1986“. 

Der CDCC beriet seinen 3. Mittelfristigen Plan (1987 
bis 1991) und verabschiedete den Entwurf seines 
Programms 1987. Das Programm 1987 wird erstmals 
in neuer Struktur auf gestellt: die bisherige Systema- 
tik nach Arbeitsformen wird zugunsten einer thema- 
tischen, am mittelfristigen Plan orientierten Gliede- 
rung aufgegeben. 

Der CDCC verabschiedete Empfehlungsentwürfe 
zum Filmverleih, zur Musikerziehung sowie zur Zu- 
sammenarbeit der Kulturinstitute im Ausland. 

Die Ständige Konferenz für Hochschulfragen (CC- 
PU) sprach sich auf ihrer 9. Sitzung vom 7. April bis 
9. April 1986 in Straßburg für eine schwerpunkt- 
mäßige Behandlung der Themen „Mobilität im 
Hochschulbereich“ und „Anerkennung von Studien- 
zeiten und Hochschulabschlüssen“ aus und betonte 
die Bedeutung verstärkter Zusammenarbeit mit der 
EG. 

CDCC-Projekt Nr. 9 zur Erwachsenenbildung wurde 
mit einer Konferenz in Straßburg vom 26. bis 29. Mai 
abgeschlossen. Im Mittelpunkt des Projekts stand 
der Beitrag der Erwachsenenbildung zur Lösung re- 
gionaler Strukturprobleme, insbesondere der Ar- 
beitslosigkeit. Ebenfalls abgeschlossen wurde Pro- 
jekt Nr. 7 zur kulturellen Entwicklung der Gastar- 
beiterkinder (Abschlußkonferenz in Den Haag vom 
7. bis 11. April 1986). Der CDCC diskutierte mögliche 
Folgeaktivitäten. 

Die Vorbereitungen des Ausschusses für die Förde- 
rung des Sports (CDDS) für die 5. Europäische 
Sportministerkonferenz vom 30. September bis 2. 
Oktober 1986 in Dublin wurden fortgesetzt. 

5. Umwelt und Naturschutz 

Das Komitee der Minister beauftragten hat das Eu- 
ropäische Übereinkommen zum Schutz von Wirbel- 


tieren, die für Versuchs- und andere wissenschaft- 
liche Zwecke verwendet werden, am 31. Mai 1985 
angenommen. Bisher haben Schweden sowie die 
EG-Mitgliedstaaten Belgien, Dänemark, Griechen- 
land, die Niederlande und das Vereinigte Königreich 
das Übereinkommen gezeichnet; Norwegen ist dem 
Übereinkommen beigetreten. 

Der Ad-hoc-Sachverständigenausschuß für den Tier- 
schutz (CAHPA) hat dem Komitee der Ministerbe- 
auftragten den Entwurf eines Europäischen Über- 
einkommens zum Schutz von Heimtieren zur Ent- 
scheidung über die Annahme und Auflage zur Zeich- 
nung vorgelegt. Der Übereinkommensentwurf ent- 
hält Grundsätze über Haltung, Zucht, Handel und 
die tierschutzgerechte Tötung von Heimtieren, au- 
ßerdem Tierschutzbestimmungen über die Verwen- 
dung von Heimtieren zu Ausstellungen und Wett- 
kämpfen sowie über die Behandlung streunender 
Tiere. 

Der Ständige Ausschuß nach Artikel 8 des Europäi- 
schen Übereinkommens zum Schutz von Tieren in 
landwirtschaftlichen Tierhaltungen hat seine Arbei- 
ten im Entwurf einer Empfehlung über Anforderun- 
gen, die bei der Schweinehaltung zu beachten sind, 
weitgehend abgeschlossen. Der Entwurf soll im Rah- 
men der nächsten Sitzung verabschiedet werden. 
Anschließend wird der Ausschuß seine Arbeiten 
über Anforderungen, die bei der Legehennenhal- 
tung zu berücksichtigen sind, fortsetzen. 

CAHPA beriet anläßlich der Sitzung vom 3. bis 6. 
Juni 1986 die von einer Untergruppe erarbeiteten 
Empfehlungen über den tierschutzgerechten Trans- 
port von Pferden, mit denen die Bestimmungen des 
Europäischen Übereinkommens über den Schutz 
von Tieren beim internationalen Transport ergänzt 
werden sollen. 

6. Raumordnung, Städtebau und Denkmalschutz 

Im Bereich Raumordnung stand die Vorbereitung 
der vom Ministerkomitee des Europarats auf seiner 
391. Sitzung am 29. November 1985 beschlossenen 
„Europäischen Kampagne für den ländlichen Raum“ 
(EKL) 1987/88 im Mittelpunkt. 

Im Berichtszeitraum fand vom 21. bis 23. April 1986 
in Straßburg die konstituierende Sitzung des Inter- 
nationalen Organisationskomitees der EKL statt, 
auf der ein Präsidium unter Vorsitz von Edgar Faure 
(Frankreich) gewählt wurde. Dem Präsidium gehö- 
ren außerdem Vertreter Portugals, der Bundesrepu- 
blik Deutschland, Schwedens, Großbritanniens, der 
Schweiz und Spaniens an. 

Das Präsidium hat seine Arbeit mit den beiden er- 
sten Sitzungen am 30. Juni bis 2. Juli 1986 in Besan- 
con und am 24. September 1986 in Straßburg aufge- 
nommen, wobei vor allem Themen der allgemeinen 
Öffentlichkeitsarbeit für die Kampagne im Vorder- 
grund standen. Die nächste Vollversammlung des 
Internationalen Organisationskomitees ist im No- 
vember in Paris geplant. Bis zu diesem Zeitpunkt 
wird in der Bundesrepublik Deutschland der natio- 
nale Ausschuß für die Kampagne konstituiert, dem 
unter Vorsitz des Bundesministers für Raumord- 
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nung, Bauwesen und Städtebau Vertreter der 
Bundstagsfraktionen, der Bundesressorts, der Bun- 
desländer, der kommunalen Spitzenverbände sowie 
der im und für den ländlichen Raum tätigen Ver- 
bände und Organisationen angehören werden. 

7. Kommunale und regionale Fragen 

Der Lenkungsausschuß für kommunale und regio- 
nale Fragen (CDRM) hat auf seiner Junisitzung die 

7. Europäische Kommunalministerkonferenz vorbe- 
reitet Sie wird sich vom 8. bis 10. Oktober 1986 in 
Salzburg mit den Kommunalfinanzen und der Aus- 
länderbehandlung in den Gemeinden befassen. Da- 
bei wird auch die Frage des Kommunalwahlrechts 
für Angehörige anderer Migliedstaaten des Europa- 
rats behandelt werden. 

Das Bundeskabinett hat am 16. Juli 1986 den Ent- 
wurf des Vertragsgesetzes zur Europäischen Charta 
der kommunalen Selbstverwaltung beschlossen, die 
am 15. Oktober 1985 von der Bundesrepublik 
Deutschland unterzeichnet wurde. 

Auf der Grundlage einer entsprechenden Entschei- 
dung des Ausschusses für Bevölkerungsfragen (CA- 
HED) hat der Europarat in der Zeit vom 2. bis 4. 
September 1986 ein Seminar über demographische 
Probleme in Europa durchgeführt. An dem Seminar 
haben keine offiziellen Delegationen der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten, sondern Personen teilge- 
nommen, die mit demographischen Fragen befaßt 
sind. 

Ausgehend von den aus demographischer Sicht für 
problematisch gehaltenen Gebieten wurden in dem 
Seminar 6 Themen behandelt: 

1. Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte 

2. Problemgebiete mit hohem Ausländeranteil 

3. Problemgebiete hinsichtlich Fruchtbarkeit, ein- 
schließlich Abtreibung 

4. Kindersterblichkeit 

5. Gebiete mit insbesondere altersbedingten Proble- 
men der Bevölkerungsstruktur 

6. Problemgebiete mit hoher Auswanderung. 

Der Schlußbericht des Seminars wird dem CAHED 
zur Elntscheidung über das weitere Verfahren vorge- 
legt. 

8. Rechtsfragen 

Vom 17. bis 19. Juni 1986 fand in Oslo die 15. Konfe- 
renz der Europäischen Justizminister statt. Sie ver- 
abschiedete Resolutionen zur zivilrechtlichen Haf- 
tung für Umweltschäden, zu strafrechtlichen Aspek- 
ten des Drogenmißbrauchs und Drogenhandels und 
zur Verbesserung der internationalen Zusammenar- 
beit im Strafrecht. Der Lenkungsausschuß für recht- 
liche Zusammenarbeit (CDCJ) verabschiedete in sei- 
ner Sitzung vom 26. bis 30. Mai 1986 den Entwurf 
einer Empfehlung über Maßnahmen zur Verhütung 
und Verringerung übermäßiger Belastung der Ge- 
richte. 


Der Sachverständigenausschuß Computerkriminali- 
tät hat sich im Berichtszeitraum mit einzelnen The- 
menkreisen befaßt (u. a. Terminologie; Erweiterung 
und Vertiefung von Vorschlägen einer Arbeits- 
gruppe der OECD in den strafrechtlichen Bereichen 
des personenbezogenen Datenschutzes, von Be- 
triebs- und Geschäftsgeheimnissen, des Schutzes 
von Halbleitererzeugnissen sowie internationalen 
Aspekten). 

Im Anschluß an frühere Aktivitäten zu verschiede- 
nen Aspekten der Jugendkriminalität hat der Straf- 
rechtsausschuß des Europarates (CDPC) einen Un- 
terausschuß „Jugenddelinquenz“ (PG-R-DJ) einge- 
richtet, der seine Arbeit im Juni 1984 auf genommen 
hat. Aufgabe des Unterausschusses ist es: 

— die neueren Entwicklungen der Reaktionsfor- 
men auf Jugendkriminalität und 

— die Jugendkriminalität der 2. Ausländergenera- 
tion 

zu untersuchen. Zum ersten Themenbereich stehen 
die Arbeiten des Unterausschusses kurz vor ihrem 
Abschluß. Es dürfte damit zu rechnen sein, daß Ende 
1986 ein Empfehlungsentwurf nebst erläuterndem 
Bericht zu gesellschaftlichen Reaktionen auf ju- 
gendliche Delinquenz fertiggestellt und dem Len- 
kungsausschuß für strafrechtliche Angelegenheiten 
zur Billigung zugeleitet wird. Die Empfehlungen sol- 
len Richtlinien für die Gestaltung der Jugendstraf- 
rechtspflege unter Berücksichtigung neuester kri- 
minologischer Erkenntnisse darstellen und dürften 
zahlreiche refor me rische Ansätze aufweisen. Soweit 
sich dies bereits jetzt beurteilen läßt, werden die 
Schwerpunkte der Empfehlungen in den Bereichen 

— Prävention im Vortatbereich 

— Informelle Verfahrensbeendigung (Diversion) 

— Gerichtsverfahren gegen Jugendliche 

— Vermeidung von Jugend(Freiheits-)strafe 

— Förderungsforschung 

liegen. Die Empfehlungen dürften in weiten Berei- 
chen dem geltenden deutschen Jugendstrafrecht 
entsprechen. 

Die Arbeiten zur Förderung der Ratifizierung des 
Zusatzprotolkolls vom 17. März 1978 zum Europäi- 
schen Rechtshilfeübereinkommen und des 2. Zu- 
satzprotokolls zum Europäischen Auslieferungs- 
übereinkommen sind weiter fortgesetzt worden. 
Beide Protokolle sind am 8. November 1985 von der 
Bundesrepublik Deutschland unterzeichnet worden. 
Mit der Einbringung der Vertragsgesetzentwürfe 
bei den Gesetzgebungsorganen ist in Kürze zu rech- 
nen. 

Auf Wunsch der Bundesregierung wird die Ad-hoc- 
Arbeitsgruppe zu Asyl- und Flüchtlingsfragen 
(CAHAR) des Europarates Ende Oktober zu einer 
Sondersitzung auf der Ebene hoher Beamter zusam- 
mentreten, um die durch die stark angewachsenen 
Flüchtlingsströme in einigen Mitgliedstaaten ent- 
standene Situation zu erörtern und um Vorschläge 
in Richtung auf eine Harmonisierung der unter- 
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schiedlichen Asylpraktiken und Asylrechtsordnun- 
gen zu erarbeiten. CAHAR wurde als Konsultativ- 
organ 1977 vom Ministerkomitee auf Empfehlung 
der Parlamentarischen Versammlung eingesetzt. Es 
bereitet die Entscheidimgen des Ministerkomitees 
vor. 

Die Ad-hoc-Arbeitsgruppe bei der Bekämpfung des 
Terrorismus setzte ihre Beratungen fort Im Mittel- 
punkt der Arbeiten standen die Vorbereitungen zu 
der für November 1986 vorgesehenen Ministerkon- 
ferenz über das Problem der Terrorismusbekämp- 
fung. Die AG hat hierfür Deklarations- und Resolu- 
tionsentwürfe ausgearbeitet 
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I. Allgemeines 

Im Rahmen der Ende 1984 beschlossenen Reorgani- 
sation der WEU waren die herausragenden Ereig- 
nisse im Berichtszeitraum: 

— Das Treffen der Außen- und Verteidigungsmi- 
nister der WEU-Mitgliedstaaten vom 29. bis 
30. April 1986 in Venedig unter dem Vorsitz von 
Außenminister Andreotti. Im Mittelpunkt der 
Beratungen stand das Thema West-Ost-Bezie- 
hungen; der Ministerrat erbrachte eine Abstim- 
mung der Auffassungen über die konkrete Si- 
cherheitslage in Europa, zu Abrüstungsfragen, 
zur Behandlung von SDI im Rahmen der WEU, 
zur Sicherheitslage im Mittelmeer, zur Bedro- 
hung der Sicherheit durch den internationalen 
Terrorismus sowie zur Rüstungskooperation. 
Für die Bundesregierung nahmen die Bundesmi- 
nister des Auswärtigen und der Verteidigung an 
dem Ministerrat teil. 

— Die Versammlung der Westeuropäischen Union 
hielt vom 2. bis 5. Juni 1986 in Paris den ersten 
Teil ihrer 32. ordentlichen Sitzungsperiode ab. 
Neben Vertretern anderer Mitgliedstaaten be- 
kräftigte Staatsminister Möllemann für die Bun- 
desregierung die Unterstützung der Wiederbele- 
bung der WEU. Die Versammlung bestätigte 
Jean-Marie Caro (Frankreich) als ihren Präsi- 
denten; der deutsche Abgeordnete Prof. Dr. Soell 


wurde zum Vize-Präsidenten gewählt. Die Ver- 
sammlung verabschiedete sechs Empfehlungen 
an den Rat, die u. a. die Wiederbelebung der 
WEU, die Sicherheitslage in Europa, wissen- 
schaftliche und technische Fragen der west- 
lichen Zusammenarbeit sowie die Rüstungsko- 
operation betreffen. Auf die ausführliche Unter- 
richtung der deutschen Delegation in der Bun- 
destagsdrucksache 10/5807 vom 1. Juli 1986 wird 
verwiesen. 

Die Tätigkeit aller WEU-Organe im Berichtszeit- 
raum war nach der organisatorischen Straffung 
und den personellen Neubesetzungen der Reak- 
tivierungsphase durch gesteigerte Aktivitäten 
gekennzeichnet. Die Häufigkeit der Sitzung des 
Ständigen Rats und der Arbeitsgruppe in Lon- 
don nahm zu; zusätzlich gab es mehrere Treffen 
der besonderen Arbeitsgruppe der WEU zu SDI. 
Die drei Pariser Agenturen der WEU, die am 
1. Januar 1986 ihre Tätigkeit aufgenommen hat- 
ten, zeigten zunehmende personelle und organi- 
satorische Konsolidierung und nahmen die Ar- 
beit an den ihnen vom Rat in Auftrag gegebenen 
Studien auf. 

Am l.Juli 1986 übernahm Luxemburg für ein 
Jahr die Präsidentschaft in der WEU. 

Nachdem auch in der Einheitlichen Europäi- 
schen Akte die Erörterung dieser Fragen im 
Rahmen der EPZ auf die politischen und wirt- 
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schaftlichen Aspekte der Sicherheit beschränkt 
wurde, betrachtet die Bundesregierung die WEU 
als ein wichtiges und notwendiges Forum zur 
Abstimmung aller Fragen der europäischen Si- 
cherheitspolitik im Rahmen der Nordatlanti- 
schen Allianz. Sie sieht damit in der WEU zu- 
gleich ein Instrument zur Förderung des euro- 
päischen Einigungsprozesses. 


II. West-Ost-Beziehungen 

und Sicherheitslage In Europa 

Die Ministerratssitzung der Außen- und Verteidi- 
gungsminister der WEU-MS in Venedig Ende April 
1986 fiel zeitlich zusammen mit einer Reihe von 
wichtigen Abrüstungsvorschlägen der Supermächte 
und den anhaltenden Bemühungen um das Zustan- 
dekommen eines amerikanisch-sowjetischen Gipfel- 
treffens. In dieser Ausgangssituation ging es bei der 
Ministerratssitzung darum, die europäische Stimme 
zu den wichtigen Fragen der weiteren Entwicklung 
des West-Ost-Verhältnisses rechtzeitig deutlich wer- 
den zu lassen. 

Es bestand Einvernehmen der Minister, die Fortfüh- 
rung der laufenden Abrüstungsverhandlungen poli- 
tisch mit dem Ziel zu ermutigen, am Verhandlungs- 
tisch zu Ergebnissen zu gelangen, welche die Inter- 
essen Europas an einer stabilen Friedensordnung 
voll berücksichtigen. Die Minister begrüßten die in 
verschiedenen Bereichen durchgeführten engen 
Konsultationen im Rahmen der Allianz und die ame- 
rikanische Entschlossenheit, europäische Belange 
in vollem Umfang zu berücksichtigen. Die Minister 
forderten die Sowjetunion auf, ihre öffentlich ange- 
kündigte Bereitschaft zu Fortschritten bei den Rü- 
stungskontrollverhandlungen jetzt in den verschie- 
denen Verhandlungsgremien praktisch unter Be- 
weis zu steilen, um Vereinbarungen über eine ge- 
rechte und nachprüfbare Rüstungskontrolle erzie- 
len zu können. Die Minister wiesen nachdrücklich 
darauf hin, daß das Ungleichgewicht auf dem Gebiet 
der konventionellen Kräfte in Europa ebenfalls ei- 
nen Faktor der Instabilität darstellt. Sie hoben her- 
vor, daß Fortschritte in Richtung ausgewogener und 
nachprüfbarer Reduzierungen von konventionellen 
Kräften einen sehr wichtigen Beitrag zur Stärkung 
von Frieden und Sicherheit in Europa leisten wür- 
den. 

1. SDI 

Auf der Grundlage des Bonner Ministertreffens vom 
22./23. April 1985 war eine besondere SDI-Arbeits- 
gruppe mit dem Mandat betraut worden, soweit wie 
möglich eine koordinierte Reaktion auf die Ein- 
ladung der Vereinigten Staaten zur Teilnahme am 
SDI-Forschungsprogramm auszuarbeiten. Nach 
Vorlage eines Zwischenberichts hatten die Minister 
bei ihrem Treffen in Rom am 14. November 1985 den 
Ständigen Rät beauftragt, die mit dem SDI-For- 
schungsprogramm zusammenhängenden Fragen 
weiter zu erörtern. Die SDI- Arbeitsgruppe trat unter 
Teilnahme von Vertretern aus den Hauptstädten 
mehrere Male in London zusammen, um die techno- 
logischen und politisch-strategischen Auswirkun- 


gen möglicher Entwicklungen auf dem Gebiet der 
Abwehr ballistischer Flugkörper zu behandeln. Die 
Arbeitsgruppe legte dem Ministerrat in Venedig ei- 
nen Zwischenbericht über ihre Arbeiten vor; gleich- 
zeitig wurde die WEU-Versammlung in Paris durch 
den Jahresbericht des Rats an die Versammlung 
über die Tätigkeit der Gruppe informiert. Ange- 
sichts der erst im Anfangsstadium befindlichen Be- 
mühungen zur Klärung, inwieweit eine Verteidi- 
gung gegen strategische Nuklearwaffen möglich ist, 
wird die Arbeitsgruppe ihren Auftrag schrittweise 
ausführen. Ihre Überlegungen fördern die im Rah- 
men des Atlantischen Bündnisses laufenden Kon- 
sultationen zum Verältnis offensiver und defensiver 
strategischer Systeme. Die WEU-Partner sind sich 
einig, daß diese Frage für ihre eigene Sicherheit von 
großer Tragweite ist. Im Mai 1986 verabschiedete 
der Ständige Rat Antworten auf die Empfehlungen 
Nr. 428 und Nr. 430 der Versammlung über die WEU 
und die strategische Verteidigungsinitiative, in de- 
nen der Stand der WEU-Beratungen erläutert 
wurde. 

2. Rüstungskooperation 

Ministerrat und Ständiger Rat behandelten wieder- 
holt das Thema der Rüstungskooperation. 

Auf dem Ministerrat in Venedig erörterten die Mini- 
ster die immer wichtiger werdende Aufgabe engerer 
Rüstungskooperation, die durch steigende For- 
schungs-, Entwicklungs- und Herstellungskosten bei 
technologisch fortgeschrittenen Waffensystemen 
angesichts begrenzter Haushaltsmittel noch drin- 
gender wird. Sie betonten die Bedeutung gemeinsa- 
mer Anstrengung, die zur Stärkung der Verteidi- 
gungsfähigkeit beitragen soll. 

Die Minister begrüßten die Fortschritte, die im Rah- 
men der Unabhängigen Europäischen Programm- 
gruppe (lEPG) bei der Harmonisierung der militäri- 
schen Anforderungen und bei der Inangriffnahme 
gemeinsamer Forschungsvorhaben erzielt wurden. 
Sie verwiesen auf die Notwendigkeit von Untersu- 
chungen über den Einsatz der Ressourcen und die 
Auswirkungen steigender Verteidigungskosten. 

Gegenüber der WEU-Versammlung verwies der 
Ständige Rat in seiner Erwiderung auf die Empfeh- 
lung Nr. 431 über den europäischen Jäger für die 
90er Jahre auf die Nützlichkeit des regelmäßigen 
Informationsaustausches zwischen der WEU und 
der lEPG. Gleichzeitig unterstrich der Rat in seiner 
Antwort auf die schriftliche Anfrage Nr. 262 den 
wichtigen Beitrag der WEU zur Verstärkung der 
europäischen Rüstungszusammenarbeit. 

3. Erweiterung der WEU 

Ministerrat und WEU-Versammlung befaßten sich 
auch mit dem Thema einer möglichen Erweiterung 
der WEU. Sie sahen in dem Beitrittsinteresse einiger 
anderer Staaten eine Ermutigung und den Beweis 
für die Attraktivität der Organisation. Gleichzeitig 
war der Ministerrat jedoch weiterhin der Auffas- 
sung, daß eine Erweiterung erst nach Abschluß der 
gegenwärtigen Reorganisationsphase der WEU und 
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der Konsolidierung der Aufgaben und Strukturen 
der Organisation abschließend beurteilt werden 
kann. Der Rat beschloß, die politischen und rechtli- 
chen Auswirkungen möglicher Beitritte zu analysie- 
ren. 

4. Sicherheit Im Mittelmeer 

Ministerrat und WEU-Versammlung erörterten 
auch die Sicherheitslage im Mittelmeerraum und 
die Gefahren einer Destabilisierung dieser Region. 
Sie kamen überein, die Ursachen der Spannungen in 
dieser Region und die Möglichkeiten für ihren Ab- 
bau weiter zu untersuchen. 

5. Terrorismus 

Ministerrat und WEU-Versammlung beschäftigten 
sich außerdem mit dem Problem des internationalen 
Terrorismus. Sie verdeutlichten, daß er eine ernste 
Gefahr für die Sicherheit der Mitgliedstaaten dar- 
stellt und unterstrichen die Bedeutung effektiver 
Maßnahmen gegen den Terrorismus. In seinen Ant- 
worten auf die schriftlichen Fragen Nr. 268 und 269 
der WEU-Versammlung unterstrich der Ständige 
Rat seine Auffassung, daß die Maßnahmen gegen 
den Terrorismus innerhalb des größeren Rahmens 
der Zwölf koordiniert werden sollten. Sie verwiesen 
dabei auf die Erklärung der Außenminister der 
Zwölf vom 14. April 1986 über den internationalen 
Terrorismus. 

6. Kooperation europäischer 
Forschungsinstitute zur Sicherheit und Verteidigung 

Die Minister erörterten ferner Vorschläge über 
Möglichkeiten zur Verstärkung der Zusammenar- 
beit zwischen bestehenden europäischen Hoch- 
schul- und Forschungseinrichtungen in den Berei- 
chen Sicherheit und Verteidigung, um die bestehen- 
den Forschungskapazitäten besser zu nutzen und 
im Rahmen der Öffentlichkeit größeres Verständnis 
für europäische Verteidigungsfragen wachzurufen. 
Sie beauftragten den Ständigen Rat, der nächsten 
Ministerratstagung im November Vorschläge in die- 
ser Richtung zu unterbreiten. 


III. Ministerielle Organe 

1. Ständiger Rat 

Zur Wahrnehmung der vielschichtigen Aufgaben 
der WEU-Reorganisation und zur Erörterung aktuel- 
ler Fragen zur europäischen Sicherheitslage und 
zum West-Ost-Verhältnis trat der Rat auf der Ebene 
der Ständigen Vertreter in kurzen Zeitabständen zu- 
sammen; zusätzlich zu den zehn Sitzungen des Be- 
richtszeitraums wurden am 2. September 1986 Tref- 
fen unter Einschluß der politischen Direktoren der 
Hauptstädte abgehalten. Der Rat wurde bei seiner 
Arbeit durch die Arbeitsgruppe unterstüzt, die bis 
Ende September 33 Treffen abhielt. Die besondere 
Arbeitsgruppe der WEU zu SDI trat unter Beteili- 
gung von Experten aus den Hauptstädten zu vier 
Sitzungen zusammen. 


2. Tätigkeit der Organe in Paris 

In den neuen Pariser Agenturen der WEU, die am 
1. Januar 1986 ihre Tätigkeit aufnahmen, ist die per- 
sonelle Neugliederung inzwischen abgeschlossen. 
Die Agenturen bearbeiten die ihnen vom Rat in 
Auftrag gegebenen Studien. Die Agentur für Rü- 
stungskontrolle und Abrüstung (Agentur I) beschäf- 
tigt sich insbesondere mit dem Thema der sowjeti- 
schen Taktik gegenüber den westeuropäischen 
Staaten in bezug auf Abrüstung und Rüstungskon- 
trolle. Darüber hinaus bearbeitet sie die Frage der 
Verifizierung von Abrüstungsmaßnahmen. 

Die Agentur für Sicherheits- und Verteidigungsfra- 
gen (Agentur II) beschäftigt sich mit der Natur der 
sowjetischen Bedrohung Westeuropas und mit dem 
Problem des Ressourcen-Managements und steigen- 
der Verteidigungskosten. 

Die Agentur für die Entwicklung der Rüstungszu- 
sammenarbeit (Agentur III) arbeitet u. a. an Studien 
über die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Rüstungsindustrie und Probleme des Technologie- 
Transfers. 

Das Rüstungskontrollamt führte die ihm nach dem 
Beschluß des Rats verbliebenen Aufgaben im Be- 
richtszeitraum weiter fort. 

3. Stärkung des Generalsekretariats 

Die gestraffte und ausgebaute Organisationsstruk- 
tur des Generalsekretariats der WEU in London, 
welche von den Ministern bei ihrer Tagung im No- 
vember 1985 beschlossen wurde, ist inzwischen auch 
personell hinreichend verwirklicht worden. In der 
Abteilung für politische Angelegenheiten ist die 
Sektion für Politik und Analysen inzwischen durch 
zwei Beamte besetzt worden, die den Generalsekre- 
tär und den Ständigen Rat bei ihren Aufgaben un- 
terstützen. Der Posten eines Referenten für Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit soll sobald wie möglich be- 
setzt werden. 

Anfang August 1986 hat Botschafter Hermann Holz- 
heimer die Nachfolge von Botschafter Jürgen Diesel 
als Stellvertretender Generalsekretär der WEU an- 
getreten. 

4. Beziehungen zwischen Rat und Versammlung 

Der Ständige Rat beschloß, den Informationsbedürf- 
nissen der Versammlung in Zukunft durch zwei 
halbjährliche Berichte entgegenzukommen und, 
wann immer möglich, in informellen Zusammen- 
künften mit der Versammlung einen kontinuierli- 
chen Informationsaustausch zu betreiben. Diese 
Treffen sollen möglichst vor den Sitzungen der Ver- 
sammlung stattfinden. 

Im Berichtszeitraum fanden mehrere Zusammen- 
künfte mit den Vertretern der Versammlung statt. 
Am 8. April 1986 traf Außenminister Andreotti als 
Vertreter der Präsidentschaft in Rom mit dem Ko- 
mitee der Versammlung für Beziehungen zum Stän- 
digen Rat zu einem Gedankenaustausch über aktu- 
elle Fragen und die Vorbereitung für den Minister- 
rat in Venedig zusammen. Nach dem Ministerrat in 
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Venedig empfing Außenminister Andreotti Präsi- 
dent Caro und weitere Abgeordnete der Versamm- 
lung, um sie über das Ergebnis des Ministerrats zu 
informieren. Anläßlich der Tagung der WEU-Ver- 
sammlung gaben Präsident Caro und Generalsekre- 
tär Cahen eine gemeinsame Pressekonferenz. 

Am 17. Juli 1986 stattete Präsident Caro der neuen 
luxemburgischen Präsidentschaft einen Besuch ab, 
um sich über ihre Vorstellungen zur Weiterentwick- 
lung der WEU zu informieren. Das nächste Treffen 
zwischen der Präsidentschaft und dem Komitee der 
Versammlung für die Beziehungen zum Ständigen 
Rat wurde auf den 16. Oktober 1986 festgelegt. 

Im Berichtszeitraum übersandte der Ständige Rat 
der Versammlung folgende Unterlagen: Jahres-Tä- 
tigkeitsbericht für 1985, Antworten des Rates auf die 
Empfehlungen 425 bis 431 und Antworten auf meh- 


rere schriftliche Anfragen. Außerdem wurde ein Be- 
richt des Internationalen Sekretariats des Ständi- 
gen Rüstungsausschusses über zukünftige Entwick- 
lungen der japanischen Rüstungsindustrie und ihrer 
Auswirkungen auf Europa übersandt. 

5. Haushaltsfragen 

Die im Berichtszeitraum fortgeführte Reorganisa- 
tion der WEU stand unter der vom WEU-Ministerrat 
in Rom im Oktober 1984 erteilten Auflage, daß die 
verschiedenen Regelungen in bezug auf das Perso- 
nal und den Haushalt der Organisation innerhalb 
des derzeitigen Budgetrahmens (mit Nullwachstum) 
bleiben. Die WEU-Versammlung beschloß auf ihrer 
Versammlung im Juni 1986 die Empfehlung Nr. 433, 
in der verschiedene der in diesem Zusammenhang 
auftretende Probleme angesprochen werden. 
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